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Musterrechtsbehelf zur Höhe der Behinderten-Pauschbeträge 

 
Der Deutsche Steuerberaterverband hat auf der Internetseite www.stbdirekt.de einen neuen 
Mustereinspruch eingestellt. Er betrifft die Höhe der Behinderten-Pauschbeträge nach § 33b 
Einkommensteuergesetz. Diese Beträge wurden seit 28 Jahren nicht mehr den tatsächlichen 
wirtschaftlichen Verhältnissen angepasst. Sie unterstellen damit, dass die Aufwendungen, 
die jemand heute auf Grund seiner Behinderung aufbringen muss, denen des Jahres 1975 
entsprechen.  
 
In dieser Sache ist ein Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht anhängig (Az. 2 BvR 
1059/03). Der DStV rät daher, gegen noch nicht bestandskräftige Steuerbescheide nach 
dem unten erwähnten Muster Einspruch einzulegen.  
 
 
 
 
 
Finanzamt... 
Strasse 
 
PLZ Ort         Datum....... 

 
 
 
Mein/unserer Mandant/in..... (im folgenden Mandant) 
Steuernummer..... 
Einspruch gegen den Einkommensteuerbescheid 2002 vom .........  
 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

namens und im Auftrag meines oben genannten Mandanten lege ich gegen den 

Einkommensteuerbescheid 2002 vom...........  

 

Einspruch 
 

ein.  

 

Der Einspruch richtet sich insbesondere gegen die Höhe des berücksichtigten Behinderten-

Pauschbetrages gemäß § 33b EStG. Der geringe Behinderten-Pauschbetrag verstößt gegen 
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das Grundgesetz. Insoweit verweise ich auf die Verfassungsbeschwerde unter dem 

Aktenzeichen 2 BvR 1059/03, die vor dem Bundesverfassungsgericht anhängig ist. Ich weise 

darauf hin, dass das Einspruchsverfahren bis zur Entscheidung des BVerfG nach § 363 Abs. 

2 S. 2 AO ruht.  

 

Im Einzelnen: 

 

Die Behinderten-Pauschbeträge in § 33b EStG wurden seit einer Erhöhung für den 

Veranlagungszeitraum 1975 bis auf die rein rechnerische Umstellung auf Euro-Beträge 

wertmäßig nicht mehr erhöht und sind daher nicht mehr sachgerecht. Sie müssen den 

gegenwärtigen wirtschaftlichen Verhältnissen angepasst werden. 

 

Die Festsetzung von Pauschbeträgen in § 33b EStG dient als typisierende 

Vereinfachungsregelung unter anderem dazu, dem betroffenen Bürger die Geltendmachung 

der tatsächlichen Kosten seiner Behinderung nach § 33 EStG abzunehmen und durch den 

Ansatz eines Pauschbetrages zu berücksichtigen. Wenn statt des Pauschbetrages die 

tatsächlichen Aufwendungen nach § 33 EStG geltend gemacht werden, müssen diese 

entsprechend nachgewiesen und von den allgemeinen Lebenshaltungskosten abgegrenzt 

werden.   

 

Während andere steuerliche Pauschbeträge deutlich erhöht wurden (zum Beispiel der 

Werbungskosten-Pauschbetrag von 564 DM im Jahr 1979 bis 2000 DM bzw. 1044 € im Jahr 

2003), erfolgte die Anpassung an die geänderten wirtschaftlichen Verhältnisse bei den 

Behinderten-Pauschbeträgen nicht.  

 

Die Beibehaltung der Höhe der Pauschbeträge wurde damit begründet, dass in der Praxis 

nicht festgestellt worden sei, dass vermehrt die tatsächlichen Aufwendungen nach § 33 EStG 

geltend gemacht wurden. Dies lasse darauf schließen, dass die Pauschbeträge noch 

realistisch und eine Anpassung daher nicht erforderlich sei. 

 

Diese Auffassung überzeugt nicht. Zum einen sind die Betroffenen oft nicht in der Lage, die 

tatsächlich durch die Behinderung entstandenen Kosten zu belegen, da sie sich über die 

gesamte Lebenssphäre erstrecken. Des weiteren sollte durch die Pauschalierung gerade die 

schwierige bzw. teilweise unmögliche Abgrenzung zu den allgemeinen 

Lebenshaltungskosten vermieden werden. Aufgrund dieser Schwierigkeiten müssen sich 

behinderte Menschen fast zwangsläufig mit den Pauschbeträgen zufrieden geben.  
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Dem ebenfalls vorgetragenen Argument, dass eine Erhöhung der Behindertenpauschbeträge 

sogenannte „Mitnahme-Effekte“ auslösen würde, kann nicht zugestimmt werden. 

Pauschbeträgen ist es eigen, dass sie verallgemeinern und auch dann zum Abzug kommen, 

wenn geringere oder keine Aufwendungen angefallen sind (Drenseck zum 

Arbeitnehmerpauschbetrag in: Ludwig Schmidt, Kommentar zum Einkommensteuergesetz, § 

9a Rn. 1).  

 

Pauschbeträge, die wie die Behinderten-Pauschbeträge bereits seit 28 Jahren feststehen, 

können die tatsächlich entstandenen Aufwendungen nicht mehr angemessen ersetzen. Dies 

ist besonders in Hinblick auf das in Art. 20 GG festgeschriebene Sozialstaatsprinzip 

problematisch. Das Grundprinzip der Verfassung verlangt eine besondere Fürsorge des 

Staates für Hilfsbedürftige. Die von der im Streit stehenden Vorschrift erfassten Betroffenen 

sind aufgrund körperlicher oder geistiger Gebrechen im hohen Maße zu unterstützen. Der 

Gesetzgeber als Adressat des Sozialstaatsprinzips hat dafür zu sorgen, dass die Betroffenen 

nicht durch eine mangelnde Anpassung der Pauschbeträge noch mehr benachteiligt werden.  

 

Wenn die Betroffenen auf die Geltendmachung der tatsächlichen Kosten verwiesen werden, 

werden ihnen im Gegensatz zur anderen Bevölkerungsgruppen zusätzliche Anstrengungen 

abverlangt, um die durch die Behinderung anfallenden Kosten steuermindernd 

berücksichtigen können. Anderen Bevölkerungsgruppen wie den Arbeitnehmern wird diese 

Anstrengung nicht abverlangt, was auch unter gleichheitsrechtlichen Gesichtpunkten 

bedenklich ist. Der Werbungskosten-Pauschbetrag wurde permanent und konsequent den 

geänderten wirtschaftlichen Verhältnissen angepasst, ohne auf gegebenenfalls auftretende 

Mitnahmeeffekte oder die Geltendmachung der tatsächlichen Kosten zu verweisen.  

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 


